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Vertraulich ! 

 

Kabinettsprotokoll Nr. 94 

vom 29. Juli 1919. 

 

Anwesend: 

Sämtliche Kabinettsmitglieder, ausgenommen Staatskanzler Dr. R e n n e r, die 

Staatssekretäre S t ö c k l e r (beurlaubt), Dr. D e u t s c h und Dr. L o e w e n f e l d -R u s s  

(beurlaubt), ferner die Unterstaatssekretäre Dr. E l l e n b o g e n und P f l ü g l. 

 

Zugezogen: 

Vom Staatsamte für Land-und Forstwirtschaft: Vizepräsident Dr. P a n t z, vom Staatsamte 

für Finanzen: Sektionschef Dr. G r i m m, vom Staatsamte für Äußeres: Gesandter I p p e n 

sowie der Oberste Verwalter des Hofärars Sektionschef Dr. B e c k. 

 

Vorsitzender: 

Vizekanzler F i n k. 

 

Dauer: 

15.00 – 18.30 

 

Reinschrift (18 Seiten), Konzept, Entwurf der TO, Mitschrift (tlw. stenogr.), nicht behandelte 

Beilagen 

9. Personalsitzung, Protokoll und Konzept fehlen, Beilagen der Staatsämter (fol. 133) 

 

Inhalt: 

1. Frage der Übernahme einer zweiten Gruppe von bosnisch-herzogowinischen 

Eisenbahnern in den deutschösterreichischen Eisenbahndienst. 

2. Erhöhung der Ruhe- und Versorgungsgenüsse bei den Staatsbahnen. 

3. Genehmigung von Beschlüssen des kärntnerischen Landesausschusses 

beziehungsweise Landesrates und der Landesversammlung von Kärnten in autonomen 

Finanzangelegenheiten. 

4. Bewilligung eines Verwaltungskostenbeitrages und einer Stammeinlage für den 

Aktionsfonds des Zentralbureaus für Seuchenbekämpfung in Wien. 



5. Abverkauf von Munitionsvörraten am Steinfelde. 

6. Gewährung eines staatlichen Vorschusses zu den Betriebserfordernissen des 

niederösterreichischen Krankenanstaltsfondes. 

7. Gewährung einer staatlichen Subvention an die Stadtgemeinde Graz. 

8. Einführung des Titels „Steueramtsdirektor“ für die in die VII. Rangsklasse 

eingereihten Steueroberverwalter. 

9. Änderung der Amtstitelbezeichnung für die Lottoamtsbeamten. 

10. Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die Gewährung von 

Gebührenbegünstigungen für die aus Anlass des Überganges zur Friedenswirtschaft 

errichteten, öffentlichen Interessen dienenden Unternehmungen und Anstalten. 

11. Ernennung von Mitgliedern des niederösterreichischen Landesschulrates aus dem 

Kreise der Fachmänner im Lehramte. 

12. Übernahme der Konsularakademie durch den deutschösterreichischen Staat. 

13. Frage der Verleihung von Titeln sowie des Titels und Charakters der nächsthöheren 

Rangsklasse an Angestellte des ehemaligen Hofes durch den Obersten Verwalter des 

Hofärars. 

14. Ausgestaltung und Verwendung des Neubaues der ehemaligen Hofburg. 

 

Beilagen: 

Beilage zu Punkt 1 betr. Ansuchen des StA. f. Verkehrswesen Zl. 20282/19 um Übernahme 

einer zweiten Gruppe bosnisch-herzegowinischer Eisenbahner in den dö. Eisenbahndienst (6 

Seiten) 

Beilage zu Punkt 2 betr. Antrag des StA. f. Verkehrswesen Zl. 1701/19 auf Erhöhung der 

Ruhe- und Versorgungsgenüsse bei den Staatsbahnen (7 Seiten) 

Beilage zu Punkt 3 betr. Übersichtstabelle des StA. d. Inneren Zl. 26816 über Beschlüsse des 

Kärntner Landesausschusses (1 Seite) 

Beilage zu Punkt 4 Antrag des StA f. soziale Verwaltung z. Zl. 17717/19 über die 

Bewilligung eines Verwaltungskostenbeitrags und einer Stammeinlage für den Aktienfonds 

des Zentralbureaus für Seuchenbekämpfung in Wien (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 7 betr. Gewährung einer staatlichen Subvention an die Stadtgemeinde Graz 

(2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 8 betr. Antrag auf Ermächtigung des StA. f. Finanzen auf Einführung des 

Titels Steueramtsdirektor für die in die VII. Rangklasse eingereihten Steueroberverwalter (2 

Seiten) 
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Beilage zu Punkt 9 betr. Antrag auf Ermächtigung des StA. f. Finanzen auf Änderung der 

Amtstitelbezeichnung für die Lottoamtsbeamten (2 Seiten) 

Beilage zu Punkt 10 betr. Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die Gewährung von 

Gebührenbegünstigungen für die aus Anlass des Überganges zur Friedenswirtschaft 

errichteten, öffentlichen Interessen dienenden Unternehmungen und Anstalten (3 Seiten) 

Beilage zu Punkt 12 betr. Übernahme der Konsularakademie durch den dö. Staat (3 Seiten) 

 

1. 

Frage der Übernahme einer zweiten Gruppe von bosnisch-herzegowinischen Eisenbahnern in 

den deutschösterreichischen Eisenbahndienst. 

Staatssekretär P a u l verweist auf die vom Kabinettsrate mit Beschluss vom 7. April d. J. 

zugestandene Übernahme von bosnisch-herzegowinischen Eisenbahnbediensteten deutscher 

Volkszugehörigkeit in den deutschösterreichischen Eisenbahndienst, wodurch veranlasst, eine 

zweite Gruppe solcher Bediensteter, angeblich der Rest der bei den bosnisch-

herzegowinischen Landesbahnen in Verwendung gestandenen Deutschen und zwar insgesamt 

148 Personen, nunmehr um die gleiche Begünstigung eingeschritten sei. Im Hinblick auf das 

Präjudiz, das durch die Übernahme der ersten Gruppe sowie durch die mit 

Kabinettsratsbeschluss vom 20. Mai d. J. erfolgte weitere Übernahme von 160 Beamten und 

Bediensteten sonstiger bosnisch-herzegowinischer Verwaltungszweige in 

deutschösterreichischen Dienste geschaffen wurde, glaube der sprechende Staatssekretär das 

ihm vorliegende Ansuchen nicht zur Gänse ablehnen zu können; er beabsichtige aber dessen 

Erfüllung darauf einzuschränken, dass von den gegenwärtigen Bewerbern nur die einwandfrei 

guten und tüchtigen Kräfte zur Übernahme zugelassen werden. Demnach erbitte er vom 

Kabinettsrat die Ermächtigung, von den erwähnten 148 Bewerbern nach gewissenhafter 

Sichtung ausnahmsweise noch jene Bediensteten und Arbeiter deutscher Volkszugehörigkeit 

im Sinne des Kabinettsratsbeschlusses vom 30. November 1918 gleich den ehemaligen 

österreichischen Staatsbediensteten deutscher Volkszugehörigkeit außerhalb des 

deutschösterreichischen Staatsgebietes behandeln zu dürfen, die nach ihren persönlichen und 

sachlichen Eigenschaftten der Übernahme würdig erscheinen, soferne für dieselben im 

deutschösterreichischen Staatsbahndienste eine entsprechende Verwendungsmöglichkeit 

vorhanden ist. Die Übernahme hätte sich im übrigen in der gleichen Weise wie bei der ersten 

Bewerbergruppe zu vollziehen. 

Der Kabinettsrat erteilt die erbetene Ermächtigung, fügt Ihr jedoch entsprechend einem 

Antrag des Unterstaatssekretärs M i k l a s und des Sektionschefs Dr. G r i m m die 



Einschränkung bei, dass nur solche Angestellte Berücksichtigung finden dürfen, die 

unzweifelhaft deutscher Volkszugehörigkeit und in einer Gemeinde Deutschösterreichs 

innerhalb der durch den Friedensvertrag gezogenen Grenzen heimatzuständig sind. 

 

2. 

Erhöhung der Ruhe- und Versorgungsgenüsse bei den Staatsbahnen. 

Staatssekretär P a u l macht davon Mitteilung, dass ebenso wie unter den Pensionisten aller 

übrigen Ressorts auch unter den Pensionisten der Staatsbahnen eine starke Bewegung im 

Gange sei, um eine Erhöhung der Ruhe- und Versorgungsgenüsse und gleichzeitig auch die 

Beseitigung der Ungleichheiten in der Behandlung der Pensionisten alten und neuen Stiles zu 

erreichen. Der sprechende Staatssekretär halte es für unerlässlich, dass der Kabinettsrat der 

grundsätzlichen Regelung dieses Fragenkomplexes nähertrete, weshalb er den Antrag stelle, 

das zwischenstaatliche Komitee für Staatsbedienstetenangelegenheiten zu beauftragen, die 

Grundlagen für eine allgemeine Verfügung zu Gunsten der Staatspensionisten durchzuberaten 

und dem Kabinettsrat sodann entsprechende Anträge zu unterbreiten. 

Der Kabinettsrat pflichtet diesem Antrage bei und ladet das Staatsamt für Finanzen ein, das 

sohin Erforderliche in die Wege zu leiten. 

 

3. 

Genehmigung von Beschlüssen des kärntnerischen Landesausschusses beziehungsweise 

Landesrates und der Landesversammlung von Kärnten in autonomen Finanzangelegenheiten. 

Staatssekretär E l d e r s c h erbittet und erhält die Zustimmung des Kabinettsrates zur 

Genehmigung der Beschlüsse des kärntnerischen Landesausschusses vom 2. September 1916 

und 26. April 1919 sowie des Beschlusses des kärntnerischen Landesrates vom 21. Mai 1919, 

betrefffend die Einhebung einer Mietzins- und Branntweinauflage in Villach und einer 

Mietzinsauflage in St. Veit sowie von 200 % übersteigenden Gemeindeumlagen in den 

Gemeinden Weissenstein, Einöde, Lind i. D., Hardegg, Lieserhofen, Moosburg, 

Kremsbrücke, Eisentratten, Sörg und Wieting ferner des Beschlusses des kärntnerischen 

Landesausschusses vom 9. Oktober 1918 betreffend den Verkauf des der Stadt Klagenfurt 

gehörigen Besitzes Schönhof an den kärntnerischen Forstverein, und endlich des Beschlusses 

der provisorischen Landesversammlung von Kärnten vom 18. März 1919, betreffend die 

Aufnahme eines Darlehens von 4 Millionen Kronen durch das Land Kärnten. 

 

4. 
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Bewilligung eines Verwaltungskostenbeitrages und einer Stammeinlage für den Aktionsfonds 

des Zentralbureaus für Seuchenbekämpfung in Wien. 

Unterstaatssekretär Dr. T a n d l e r berichtet, dass sich über Initiative des „Internationalen 

Komitees vom Roten Kreuz in Genf“ die Sukzessionsstaaten der ehemaligen österreichisch-

ungarischen Monarchie behufs tunlichster Eindämmung der namentlich durch die 

Kriegsgefangenentransporte, von Osten her drohenden Infektionsgefahr über die Errichtung 

einer ständigen zwischenstaatlichen Kommission für Seuchenbekämpfung geeinigt hätten, die 

nunmehr ihre Tätigkeit unter dem Namen „Zentralbureau für Seuchenbekämpfung“ mit dem 

vorläufigen Sitze in Wien aufgenommen habe. Zu den Kosten hätten die einzelnen 

Teilnehmerstaaten vereinbarungsgemäß einen Verwaltungskostenbeitrag von 5000 Kronen 

sowie eine Stammeinlage in der Höhe von mindestens 300.000 Kronen, letztere mit der 

Bestimmung für den „Aktionsfonds des Zentralbureaus“ in der ortsgiltigen Währung zu 

leisten. Der letztere Betrag dürfe nach den Statuten nur zu Gunsten des einzahlenden Staates 

selbst und nur mit ausdrücklicher Zustimmung seines Delegierten im Zentralbureau 

verwendet werden. Der sprechende Unterstaatssekretär erbitte demgemäß vom Kabinettsrate 

die Bewilligung zur Einzahlung dieses Verwaltungskostenbeitrages und der Stammeinlage in 

der erwähnten Höhe. 

Nachdem über eine Anfrage des Unterstaatssekretärs M i k l a s klargestellt worden war, 

dass es sich bei der Einzahlung in den Aktionsfonds um eine Leistung handelt, die nach 

Erschöpfung des Betrages bis zur Erreichung des angestrebten Zweckes immer wieder 

erneuert werden würde, beschließt der Kabinettsrat im Sinne des vorliegenden Antrages. 

 

5. 

Abverkauf von Munitionsvorräten am Steinfelde. 

Gesandter I p p e n erbittet die Entscheidung des Kabinettsrates über das Verlangen der 

französischen Mission in Wien, aus den Munitionsvorräten am Steinfelde ungefähr 60.000 

Schuss an einen hiesigen Agenten, und zwar mit der Bestimmung zur Verfrachtung auf der 

Elbe nach Frankreich abzugeben. Die Angelegenheit sei bisher dilatorisch behandelt worden. 

Heute sei jedoch eine Deputation der vereinigten Arbeiterräte am Steinfelde im Staatsamte für 

Äußeres erschienen und hätte die Forderung nach sofortiger Freigabe diese Munitionsmengen 

erhoben. Als Begründung wäre vorgebracht worden, dass die Arbeiterräte zur Verringerung 

der Explosionsgefahr den Abbau der angehäuften Munitionsvorräte wünschen, zumal sich 

jetzt noch eine Gelegenheit zum Verkauf biete, während nach den Friedensbedingungen diese 

Munitionsvorräte ohne Entgelt in die Hände der Entente gelangen werden. Letzteren 



Standpunkt vertrete auch das Staatsamt für Heerwesen. Der im telegraphischen Weg um 

Weisungen befragte Staatskanzler habe erklärt, er halte unter der Zwangslage der 

Friedensverhandlungen die Abgabe einer zustimmenden Erklärung leider für unvermeidlich, 

ersuche aber jedenfalls, sich noch der Zustimmung des Kabinettsrates zu versichern. Die 

geforderte Munition wäre dem Leiter der Waffenstillstandskommission General S e g r é über 

dessen ausdrückliches Verlangen auszufolgen und daher zur Provozierung einer solchen 

Forderung zunächst mit diesem in Verbindung zu treten. 

In der sich hieran anschließenden Debatte macht Staatssekretär Dr. B a u e r darauf 

aufmerksam, dass die Stellung der Arbeiterschaft des Steinfeldes zu der Munitionslieferung 

kaum eine einheitliche sein werde und, wenn auch die Arbeiterräte augenblicklich für die 

Freigabe eingetreten seien, sich ein Teil der Arbeiterschaft dagegen immerhin in der 

Erwägung auflehnen könnte, dass es sich offenbar um Munitionslieferungen an die 

Tschechoslovakei handle. Darum sei es bedenklich den Abverkauf von staatswegen 

vorzunehmen; man könnte höchstens die Arbeiterräte, wenn sie unbedingt verkaufen wollten, 

gewähren lassen; die offiziellen Stellen sollten sich aber die Hand zum Einschreiten für den 

Fall freihalten, wenn sich zeige, dass hieraus Verwicklungen drohen. 

Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r wendet sich dagegen, dass den Arbeiterräten der 

Verkauf von Staatsgut ohne Weiteres zugestanden wird, und verlangt die Sicherstellung des 

Erlöses für den Staatsschatz. 

Der Kabinettsrat einigt sich schließlich dahin, dem Antrag des Staatskanzlers zuzustimmen 

und das Staatsamt für Heerwesen zur Durchführung des Verkaufes in offiziellem Wege, 

jedoch unter der Bedingung zu ermächtigen, dass für den Fall, als sich Weiterungen irgend 

welcher Art, besonders mit der Arbeiterschaft ergeben sollten, die Möglichkeit einer 

sofortigen Rückgängigmachung des Abverkaufes der Munitionsmenge offen gelassen und 

dass der Erlös an den Staatsschatz abgeführt wird. 

 

6. 

Gewährung eines staatlichen Vorschusses zu den Betriebserfordernissen des n. ö. 

Krankenanstaltenfonds. 

Staatssekretär Dr. Schumpeter bringt zur Kenntnis, dass der n. ö. 

Landeshauptmannstellvertreter Widholz in seiner Agentschaft als Referent über den n. ö. 

Krankenanstaltenfond die sofortige Flüssigmachung eines staatlichen Vorschusses von 12 

Millionen Kronen an diesen Fond angesprochen habe, da andernfalls die von diesen 

erhaltenen Krankenanstalten infolge Erschöpfung aller Geldmittel mit 1. August den Betrieb 
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einstellen müssten. Die jetzige Notlage sei darauf zurückzuführen, dass von dem als dreimo-

natigen Betriebserfordernisse errechneten Betrage von 21 Millionen Kronen, der nach den 

getroffenen Vereinbarungen vom Staate, dem Land Niederösterreich und der Gemeinde Wien 

zu gleichen Teilen getragen werden soll, bisher bloß der Staat das auf ihn entfallende Drittel 

geleistet habe, die Zahlungen des Landes und der Gemeinde dagegen noch von der vorherigen 

Erledigung der bezüglichen Finanzvorlagen im Landtage bezw. im Gemeinderate abhängig 

seien. Es wäre daher die Refundierung des Staatsvorschusses bezw. seine Anrechnung auf 

spätere Leistungen dann gesichert, sobald die Teilbeträge des Landes und der Gemeinde Wien 

zur Einzahlung gebracht sein werden. 

Nach einer in diesem Zusammenhange über die Frage der Sanierung bezw. Liquidierung 

des n. ö.Krankenanstaltenfonds und über die beabsichtigte gesetzliche Neuregelung des 

Krankenanstaltenwesens abgeführten längeren Debatte erklärt sich der Kabinettsrat mit der 

Gewährung des Vorschusses an den n. ö. Krankenanstaltenfond in der obbezifferten Höhe 

einverstanden. 

 

7. 

Gewährung einer staatlichen Subvention an die Stadtgemeinde Graz. 

Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r erbittet und erhält nach eingehender Darstellung der 

Finanzlage der Stadt Graz und Besprechung der Ihr für die nächste Zeit bevorstehenden 

Investitionsauslagen für Assanierungs- und sonstige dringende Bauten 

(Schwemmkanalisation, Wasserwerk, Murbrücken, Bachregulierung), die Ermächtigung: 

1.) dieser Gemeinde für die von ihr nachzuweisenden im Kriege erlittenen 

besonderen finanziellen Schäden eine Entschädigung bis zum Höchstausmaße von 10 

Millionen Kronen, worin die bereits vorschussweise angewiesenen 2 Millionen 

Kronen einzurechnen sind, aus Staatsmitteln zu gewähren; 

2.) der genannten Stadtgemeinde durch Überweisung der Differenz zwischen 20 

und 25 2/3 % der Hauszinssteuer, das sind etwa 40 % des Hauszinssteuerertrages, 

dann durch die Unterlassung des Ertrages der Linienverzehrungssteuer bei Erlass des 

Pachtschillings, ferner im Wege der Beteiligung der Gemeinde an der 

Einkommenssteuer gegen entsprechende Mitwirkung an deren Veranlagung, weiters 

durch Einführung einer Steuer vom gemeinen Wert der Liegenschaften unter 

Vermeidung eines Ausmaßes, das der Steuer den Charakter einer Vermögensabgabe 

verleihen könnte und schließlich durch die Einführung einer Abgabe von 

Kraftfahrzeugen, einer Beleuchtungsabgabe und anderer Luxusabgaben, neue 



Steuerquellen zu eröffnen, bezw. die hiefür erforderlichen Aktionen vorzubereiten. 

 

8. 

Einführung des Titels „Steueramtsdirektor“ für die in der VII. Rangsklasse eingereihten 

Steuerverwalter. 

Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r erbittet und erhält die Ermächtigung des 

Kabinettsrates, für die in der VII. Rangsklasse versetzten Steueroberverwalter den Titel 

„Steueramtsdirektor“ bestimmen zu dürfen. 

Da es sich um die Einführung dieses Titels für eine Rangsklasse handelt, in welche die 

Beförderung vom Ressortleiter selbst vorgenommen wird und der einzuführende Titel 

„Direktor“ bereits bei anderen Kategorien von Beamten (Kassenbeamten, Kanzleibeamten) in 

Gebrauch steht, erachtet der Kabinettsrat, dass von der Einholung einer Ermächtigung des 

Präsidenten der Nationalversammlung zu dieser Titeländerung Abstand genommen werden 

kann. 

 

9. 

Änderung der Amtstitelbezeichnung für die Lottoamtsbeamten. 

Staatssekretär Dr. S c h u m p e t e r erbittet und erhält die Ermächtigung des 

Kabinettsrates, für die Lottoamtsbeamten der II. Rangsklasse den Titel „Lottoamtskontrollor“ 

und für jene der VIII. Rangsklasse, soferne sie systemisierte Stellen dieser Rangsklasse 

bekleiden den Titel „Lottoamtsverwalter“, sonst den Titel „Lottoamtsoberkontrollor“ 

bestimmen zu dürfen. 

Da es sich im vorliegenden Falle lediglich um die Anwendung von bei anderen 

Beamtenkategorien bereits bestehenden Titeln auf die Gruppe der Lottoamtsbeamten handelt, 

wäre nach Ansicht des Kabinettsrates von der Erstattung eines Vortrages an den Präsidenten 

der Nationalversammlung abzusehen. 

 

10. 

Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die Gewährung von Gebührenbegünstigungen 

für die aus Anlass des Überganges zur Friedenswirtschaft errichteten, öffentlichen Interessen 

dienenden Unternehmungen und Anstalten. 

Sektionschef Dr. G r i m m erbittet und erhält die Zustimmung des Kabinettsrates zu dem 

vorgelegten Entwurf einer Vollzugsanweisung der Staatsregierung über die Gewährung von 

Gebührenbegünstigungen für die aus Anlass des Überganges zur Friedenswirtschaft 
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errichteten, öffentlichen Interessen dienenden Unternehmungen und Anstalten. Die 

Durchführung der Vollzugsanweisung wird im Einvernehmen mit den beteiligten 

Staatsämtern, insbesondere mit dem Staatsamt für Inneres und Unterricht zu erfolgen haben. 

 

11. 

Ernennung von Mitgliedern des n. ö. Landesschulrates aus dem Kreise der Fachmänner im 

Lehramte. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l erbittet und erhält die Ermächtigung des Kabinettsrates zur 

Antragstellung auf Ernennung des Bürgerschullehrers Rudolf D i e w a l d, des Profeseors am 

Gymnasium de Theresianischen Akademie Dr. Gustav R o h r a u e r und des wirklichen 

Lehrers an der Neuen Wiener-Handels-Akademie Professor Julius J e l i n e k zu Mitgliedern 

des n. ö. Landesschulrates als Fachmänner im Lehrwesen. 

 

12. 

Übernahme der Konsularakademie durch den d. ö. Staat. 

Unterstaatssekretär G l ö c k e l macht die Mitteilung, dass die Internationale 

Liquidierungskommission in der Sitzung vom 16. ds. den Beschluss gefasst hat, die 

Konsularakademie mit Ende dieses Monats zu liquidieren. Die Anstalt, die mit ihrem 

modernen Gebäude und ihrer reichen Ausstattung an Lehr- und Lernmittel ein Objekt von 

hohem Werte darstelle, wäre nun zweckmäßigerweise mit diesem Zeitpunkte vom 

deutschösterreichischen Staat zu übernehmen. Über ihre künftige Bestimmung hätte im 

Rahmen der eingeleiteten Studienreform entschieden zu werden, bis dahin wäre jedoch der 

Unterricht nach dem bisherigen Lehrplan fortzuführen, um den gegenwärtigen Zöglingen die 

Möglichkeit zur Vollendung ihrer Studien zu bieten. Soweit sich Angehörige der übrigen 

Sukzessionsstaaten unter den Zöglingen befinden, wäre ihnen das Recht einzuräumen, gegen 

Ersatz der Kosten weiter in der Anstalt zu verbleiben, was auch dem Wunsche der 

Sukzessionsstaaten entspreche. Der sprechende Unterstaatssekretär erbitte daher die 

Zustimmung des Kabinettsrates dazu, dass diese Anstalt bis zur Absolvierung der Studien 

durch die gegenwärtig noch vorhandenen 30 Hörer unter die Oberleitung des 

deutschösterreichischen Staatsamtes für Äußeres und auf dessen Etat gestellt werde, wobei 

jedoch in grundsätzlichen Fragen das Einvernehmen mit dem Unterrichtsamte zu pflegen 

wäre; die Frage der eventuellen Fortführung der Anstalt im Rahmen des Staatsamtes für 

Unterricht unter Einfügung in die bereits eingeleitete allgemeine Studienreform hätte in der 

Zwischenzeit einer gründlichen Erörterung unterzogen zu werden. 



Der Kabinettsrat pflichtet diesem Vorgange bei. 

 

13. 

Frage der Verleihung von Titeln sowie des Titels und Charakters der nächsthöheren 

Rangsklasse an Angestellte des ehemaligen Hofes durch den Obersten Verwalter des 

Hofärars. 

Der Oberste Verwalter des Hofärars Sektionschef Dr. B e c k kommt auf den Beschluss des 

Kabinettsrates in dessen Sitzung am 11. Juli d. J., betreffend die Frage der Verleihung von 

Titeln sowie des Titels und Charakters der nächsthöheren Rangsklasse an Angestellte des 

ehemaligen Hofes, zu sprechen und erbittet vom Kabinettsrate unter eingehender Begründung 

der Sachlage eine Reassumierung dieses Beschlusses. 

Nach einer längeren Debatte, an welcher sich neben dem Referenten die Staatssekretäre 

E l d e r s c h und Dr. B a u e r sowie Sektionschef Dr. G r i m m beteiligten, beschließt der 

Kabinettsrat an seinem Standpunkte im Hinblicke darauf festzuhalten, dass die Rechtsstellung 

der Angestellten des Hofärars bereits in der kürzesten Zeit völlig geklärt und die 

Staatsregierung dann in die Lage versetzt sein werde, alle damit zusammenhängenden Fragen 

einer endgiltigen Lösung zuzuführen. 

Der Kabinettsrat geht demgemäß über den Antrag des Sektionschefs Dr. B e c k zur 

Tagesordnung über. 

 

14. 

Ausgestaltung und Verwendung des Neubaues der ehemaligen Hofburg. 

Staatssekretär E l d e r s c h verweist auf den allen Kabinettsmitgliedern zugekommenen 

eingehenden Bericht des mit der Bauleitung der neuen Burg betrauten Burgbauarchitekten 

Oberbaurates B a u m a n n, betreffend Vorschläge über die künftige Verwendung des 

gesamten Neubaues der ehemaligen Hofburg und bittet den Kabinettsrat, für die baldige 

Herbeiführung einer Entscheidung über diese Frage die entsprechenden Einleitungen zu 

treffen. Die Angelegenheit erscheine schon aus dem Grunde überaus dringlich, weil hievon 

die weitere Frage der inneren Ausstattung des Baues abhänge und die bezüglichen Arbeiten 

baldigst vergeben werden müssten, um noch als Notstandsarbeiten über den Herbst und 

Winter für jene Kunsthandwerker und Gewerbetreibenden in Betracht zu kommen, die für 

Arbeiten an Kleinwohnungen nicht eingerichtet sind. Gemäß den Anträgen des sprechenden 

Staatssekretärs sowie des Unterstaatssekretärs M i k l a s beschließt der Kabinettsrat nach 

einer kurzen Debatte, die Staatskanzlei zu beauftragen, im Einvernehmen mit den bisherigen 
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Verwaltern der in Frage stehenden Baulichkeiten, d. i. mit dem Staatssekretär für Inneres 

(Stadterweiterungsfond) und dem Obersten Verwalter des Hofärars eine gemischte 

Kommission aus Vertretern aller beteiligten Staatsämter und sonstigen Interessenten 

einzusetzen, die mit der Aufgabe betraut wird, über die Frage der künftigen Verwendung des 

Neubaues der ehemaligen Hofburg dem Kabinettsrate ehestens konkrete Vorschläge zu 

erstatten. 

 






























































